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[bookmark: _Toc1]Vorwort
Die allgemeine politische Lage in Deutschland, die politischen Wahlentscheidungen der Bürgerinnen und Bürger und die weitere Erstarkung rechter Sichtweisen und Parteien geben auch dem Bundesvorstand der AG Selbst Aktiv gewaltig zu denken und führt zu Befürchtungen, dass die Inklusion statt Fortschritte Rückschritte erleiden wird. Der stete Kampf um Barrierefreiheit und Gleichstellung in der Gesellschaft führen zu Verdruss. Menschen mit Behinderungen geben sich fatal ihren Schicksalen hin und dies führt unter Umständen dazu, dass am Ende der Kampf um Inklusion verloren gehen könnte. 
Der Selbst Aktiv-Bundesvorstand hat sich diesbezüglich in ihrer Pressemitteilung vom 14. September 2026 klar positioniert: 
Die Inklusion ist kein „gescheitertes Experiment“!
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[bookmark: _Toc2]Demokratie stärken – demokratische Rechte behinderter Menschen ausbauen
PM: AG Selbst Aktiv vom 28.Juli 2026
40 politische Multiplikatorinnen und Multiplikatoren treffen sich in Magdeburg zu einer bundesweiten Aktion für Barrierefreiheit, eine inklusive Gesellschaft und volle politische Mitentscheidung behinderter Menschen auf Initiative von Selbst Aktiv.
Im Sinne einer „wehrhaften Demokratie“ und einer Demokratie für Alle im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention wurde der politische Wille für Demokratie, Menschenwürde und volle Teilhabe sowie Mitentscheidung behinderter Menschen in Politik und Gesellschaft eingebracht. „Wir sind hier, wir wollen gemeinsam mit demokratischen Bürgerinnen und Bürgern für den Ausbau demokratischer Rechte auf Bundesebene, aber jetzt konkret in Sachsen-Anhalt, Berlin und Mecklenburg-Vorpommern kämpfen“, erklärten die Bundesvorsitzenden Katrin Gensecke und Karl Finke eingangs in Magdeburg. 
Katrin Gensecke ist ebenfalls Landtagsabgeordnete im sachsen-anhaltinischen Landtag und somit Gesicht und Stimme behinderter Menschen in diesem Bundesland. Moderiert wurde die Veranstaltung von dem Landtagsabgeordneten Falko Grube, der deutlich machte, dass für das politische Handeln der SPD, Barrierefreiheit und Inklusion Ecksteine ihres Handelns sein.
Karl Finke machte eingangs deutlich, dass die Frage von rückwärtsgewandter Politik und der Beschneidung der Rechte und Lebensqualität behinderter Menschen eine Bedrohung bundesweit ist und wir rechtzeitig uns wehren müssen, sowie unsere Stimme für inklusive Bildung, inklusive Arbeit und gemeinschaftsorientierte Wohnformen erheben müssen. „Wir haben nicht vergessen: Die Grundgesetzänderung zugunsten behinderter Menschen und die Wahlrechtsnovellierung zugunsten des Wahlrechts behinderter Menschen wäre ohne das Handeln von uns direkt so nicht gekommen“, machten Karl Finke und Katrin Gensecke nochmals deutlich.
Thomas Koch, der Sprecher von Selbst Aktiv in Berlin, unterstrich in seinem Beitrag die breite Mitwirkung und Mitentscheidung von Selbst Aktiv bei dem Wahlprogrammentwurf der SPD in Berlin und im politischen Handeln. Dies bezieht sich auch auf die Einbeziehung der Kompetenz von Selbst Aktiv Berlin in den politischen Abläufen.
Katrin Gensecke verdeutlichte, welche Bedeutung die direkte Mitentscheidung behinderter Menschen im Landtag von Sachsen-Anhalt hat. Dies macht sie deutlich an konkreten Entscheidungsfällen, wie z.B. dem fortschrittlichen Kita-Gesetz in Sachsen-Anhalt und dass die Forderung nach Barrierefreiheit und Inklusion im Programm der SPD jeweils zehn bzw. sieben Mal enthalten ist, dies jeweils im Sinne der Fortentwicklung demokratischer und Teilhabe-Strukturen im Sinne einer menschenrechtsorientierten Politik.
Alle 40 Aktivistinnen und Aktivisten werden unsere politischen Ziele einer inklusiven/partizipativen Gesellschaft in Arbeit, Bildung, Wohnen, Sport gemeinsam über Sachsen-Anhalt hinaus in die verschiedenen Bundesländer tragen.
„Wir kommen wieder und dokumentieren unseren politischen Willen beim nächsten Mal vielleicht in Stuttgart, Hannover oder Leipzig“, riefen Katrin Gensecke und Karl Finke den selbstbewussten Aktivistinnen und Aktivisten eben von Selbst Aktiv zu. „Solidarität und Zusammenhalt macht stark“, war das abschließende Credo aller. Uns ist klar, jede Stimme zählt.


[bookmark: _Toc3]Menschen mit Behinderungen gehören dazu
PM: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand vom 14. September 2026
Nach dem Wahlerfolg der AfD in Sachsen-Anhalt befürchtet der Bundesvorstand der AG Selbst Aktiv eine massive Ausgrenzung von Menschen mit Behinderungen aus der Gesellschaft. „Die AfD in Sachsen-Anhaĺt  erklärt in ihrem Programm Inklusion zum ‚gescheiterten Experiment‘: Das gefährdet den sozialen Zusammenhalt und die Grundlagen unserer Demokratie“, erklärte Karl Finke, Co-Bundesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft. Alle demokratischen Kräfte in Politik und Gesellschaft seien jetzt gefordert und müssten diesem rückwärtsgewandten Bildungsverständnis deutlich widersprechen, so Finke. 
Katrin Gensecke, Co-Bundesvorsitzende der AG Selbst Aktiv, wurde wieder in den Landtag in Magdeburg gewählt, wo sie bisher Sprecherin der SPD-Fraktion für Soziales, Gleichstellung und Inklusion war. Sie verweist auf die rechtliche Situation: „Inklusion ist ein Menschenrecht, und die UN-Behindertenrechtskonvention ist seit 2009 geltendes Recht! Dort ist klar geregelt, dass niemand aufgrund einer Behinderung vom Regelschulsystem ausgeschlossen werden darf. Menschen mit Behinderungen haben einen Anspruch auf ein selbstbestimmtes und gleichberechtigtes Leben in Gemeinschaft mit anderen.“ Die SPD werde alles tun, um diesen Anspruch gegen die Angriffe der AfD zu verteidigen, bekräftigt Gensecke.


[bookmark: _Toc4]Katrin Gensecke kämpft im Parlament für die Rechte von Menschen mit Behinderungen
PM: Bundesvorstand AG Selbst Aktiv
Wenn sich am 6. Oktober in Magdeburg der Landtag von Sachsen-Anhalt neu konstituiert, wird die SPD-Fraktion mit acht Abgeordneten einer starken AfD mit 39 Mandaten gegenüberstehen. Katrin Gensecke, Co-Bundesvorsitzende der AG Selbst Aktiv, wird wieder mit dabei sein; sie wurde wiedergewählt - mit einem besseren Ergebnis als vor fünf Jahren. Als Sprecherin für Menschen mit Behinderungen wird Katrin Gensecke weiterhin für Barrierefreiheit, Inklusion und Partizipation kämpfen. Das wird nicht einfach angesichts einer AfD, die Inklusion als „gescheitertes Experiment“ am liebsten beenden möchte.
Wie wichtig es ist, dass Menschen mit Behinderungen für ihre Rechte kämpfen, weiß Katrin Gensecke aus eigener Erfahrung nur zu gut. In der Jugend als Leistungssportlerin mit dem Rennschlitten unterwegs, musste sie ihr Geschichts- und Sportstudium nach einem schweren Sportunfall abbrechen. Anhaltende Sprach- und Bewegungsstörungen führten zur Diagnose MS (Multiple Sklerose). Eine Ausbildung zur medizinischen Fachangestellten konnte sie noch erfolgreich abschließen; als jedoch ein Jahr später die Kündigung kam mit der Begründung, der Betrieb könne nur voll leistungsfähige Menschen gebrauchen, fiel sie in ein tiefes Loch. Ihr Zustand verschlechterte sich dramatisch, sie brauchte einen Rollstuhl und konnte kein aktives Leben mehr führen.
Wieder auf die Beine kam sie durch die Unterstützung ihres inzwischen leider verstorbenen Mannes und ihrer Familie, die auch in der Krise zu ihr gehalten haben. Sie organisierte eine Gruppe von Betroffenen in der DMSG (Deutsche Multiple Sklerose Gesellschaft) und gab Tipps und Ratschläge weiter. Aber Katrin Gensecke wollte mehr: sie wollte mehr Recht für Menschen mit Behinderungen. 
2011 trat sie in die SPD ein und gründete kurz darauf die Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv, deren Vorsitzende sie bis heute ist. Heute steht der Rollstuhl auf dem Dachboden. Der Stress des Politikbetriebs bringt sie manchmal an ihre Grenzen, aber auch Katrin Gensecke ist eine Kämpferin. Die Sozialpolitik in Sachsen-Anhalt hat sie als Sprecherin für Soziales, Gleichstellung und Inklusion in den letzten Jahren mit Leidenschaft und Engagement geprägt. Menschen mit Behinderungen Ausbildung und Berufstätigkeit zu ermöglichen statt sie einfach auszusortieren, ist ihr großes Thema geblieben. „Menschen mit Behinderungen sind nicht weniger leistungsfähig als andere; sie brauchen Arbeitsplätze, die sich ihren besonderen Fähigkeiten und Bedarfen anpassen lassen. Sie verdienen die gleiche Anerkennung und Wertschätzung wie alle anderen Kolleginnen und Kollegen“ bringt Katrin Gensecke ihr politisches Engagement für einen inklusiven Arbeitsmarkt auf den Punkt. „Als erfolgreiche Landtagsabgeordnete ist sie selbst das beste Beispiel für die Leistungsfähigkeit von Menschen mit Behinderungen. Auch die SPD muss endlich eine inklusive Partei werden und mehr Menschen mit einer Behinderung in Parteifunktionen wählen und für öffentliche Ämter und Parlamentsmandate vorschlagen“, sagt dazu Karl Finke, Co-Bundesvorsitzender der AG Selbst Aktiv. 




[bookmark: _Toc5]Es darf kein Weiter-so geben
PM: Der Paritätische Mecklenburg-Vorpommern e.V. vom 21. September 2026
Vorstand berät Wahlergebnis und fordert politischen Perspektivwechsel – soziale Infrastruktur als Schlüssel für Zusammenhalt und Zukunftsfähigkeit
Der Vorstand des Paritätischen Mecklenburg-Vorpommern hat sich heute mit dem Ergebnis der Landtagswahl vom 20. September auseinandergesetzt. Aus Sicht des Verbandes macht das Wahlergebnis vor allem eines deutlich: Die Sorgen und Erwartungen der Menschen müssen von der Politik ernst genommen werden. Mecklenburg-Vorpommern braucht entschlossene und wirksame Reformen, die Vertrauen wiederherstellen.
„Das Wahlergebnis ist ein deutlicher Weckruf“, sagt Nico Conrad, Vorsitzender des Paritätischen MV. „Die Menschen erwarten zu Recht, dass Politik ihre Lebensrealität wahrnimmt und konkrete Antworten auf die Herausforderungen vor Ort findet. Es darf kein Weiter-so geben. Wir brauchen Reformen und zwar nicht nur fachlicher und struktureller Art, sondern auch im Miteinander. Politik und Verwaltung müssen wieder stärker mit den Menschen und den Akteuren sprechen, die täglich Verantwortung übernehmen und die Auswirkungen politischer Entscheidungen unmittelbar erleben.“
Die gesellschaftlichen Herausforderungen seien groß: demografischer Wandel, steigende Kosten, angespannte öffentliche Haushalte und wachsende soziale Bedarfe bei gleichzeitigem Fachkräftemange treffen auf eine zunehmende Komplexität von Regelungen und Verfahren. Gleichzeitig steht der Sozialstaat unter wachsendem Rechtfertigungsdruck. „Wir brauchen einen neuen Umgang miteinander“, so der Verbandsvorsitzende. „Das bedeutet mehr Vertrauen, mehr Beteiligung und mehr Bereitschaft, die Erfahrungen aus der Praxis tatsächlich in politische Entscheidungen einfließen zu lassen“, fordert er.
In den 200 Mitgliedsorganisationen des Paritätischen MV arbeiten rund 18.000 Hauptamtliche beispielsweise in Kitas und Horten, in der Jugendhilfe, in der Betreuung und Versorgung pflegebedürftiger Menschen und vielen weiteren Bereichen. Damit ist die Wohlfahrt ein bedeutender Wirtschafts- und Standortfaktor in Mecklenburg-Vorpommern. „Wir sind das Netz, das unsere Gesellschaft zusammenhält“, sagt Paul Weier, Vorstandsmitglied des Paritätischen MV und Geschäftsführer des SBH e.V. Verbund. „Nur, wer für sein Kind einen Kitaplatz hat oder für die Eltern Unterstützung in der Pflege, kann verlässlich seinem Beruf nachgehen und damit auch zum Steuer- und Sozialversicherungssystem beitragen. Soziale Daseinsvorsorge ist deshalb keine reine Kostenfrage. Sie ist eine Investition in die Zukunft unseres Landes“, macht Weier deutlich.
Doch Kitas und Co stoßen durch die massiven Herausforderungen vielerorts an ihre Grenzen. „Die Träger sind am Limit“, sagt Katrin Herzberg, Vorstandmitglied vom  Paritätischen MV und Geschäftsführerin des Feldberger Integrationszentrums mit Angeboten von Kita bis zur Tagespflege. Der Grund: hoher Kostendruck, immer neue Regularien und ausufernde Berichts- und Nachweispflichten. „Das frisst Zeit und Ressourcen, die dann für die eigentliche Arbeit mit Menschen fehlen“ sagt sie. „Wenn wir die sozialen Angebote sichern wollen, müssen wir diese Entwicklung umkehren. Ansonsten gehen vor allem im ländlichen Raum bald viele Lichter aus.“
Es gebe keine einfachen Antworten auf die großen Herausforderungen unserer Zeit, da ist sich der Vorstand einig. Umso wichtiger sei es, gemeinsam mit der Politik nach tragfähigen Lösungen zu suchen und die Expertise aus der Praxis zu nutzen. „Wir wissen, was funktioniert und an welcher Stellschraube möglicherweise gedreht werden muss, damit es funktioniert“, ergänzt Marten Brockmann, Vorstandsmitglied und Vorsitzender der Lebenshilfe Schwerin e.V.. „Wir erwarten von der künftigen Landesregierung, dass sie nicht nur verwaltet, sondern gestaltet. Wir stehen bereit, unsere Erfahrung und unsere Positionen konstruktiv in die Lösungsfindung einzubringen, auch was Impulse für den Koalitionsvertrag angeht.“
Mit seinen sozialpolitischen Positionen strategische Sozialplanung, Arbeits- und Fachkräftestrategie sowie Entbürokratisierung formuliert der Paritätische MV konkrete Forderungen und Lösungsansätze für die kommende Legislaturperiode.


[bookmark: _Toc6]Wir trauern um einen wertvollen Mitstreiter
Hannover, August 2026
Gerwin Matysiak war Mitstreiter bei Selbst Aktiv, vertrat uns in mehreren Gremien der Partei und war für die SPD auch sachkundiger Einwohner im Verkehrsausschuss der Region Hannover. 
Als Kandidat des AG Bezirks wurde er auch in den Bundesvorstand von Selbst Aktiv gewählt. Im zivilgesellschaftlichen Umfeld engagierte  er sich auch als Bundesvorsitzender des Bundesverbandes Selbsthilfe Körperbehinderter. 
Gerwin war dabei zielstrebig und freundlich und von einer bemerkenswerten Gelassenheit - trotz vieler Widrigkeiten in seinem Leben. 
Gerwin wurde 72 Jahre alt. 
Wir sind dankbar für die gemeinsame Zeit. 


[bookmark: _Toc7]Selbst Aktiv Rheinland-Pfalz
Text: Anne Kleinschnieder, RLP
Nach der leider erstmals nach vielen Jahren verlorenen Landtagswahl sind wir dennoch froh, dass die für uns relevanten Schlüsselministerien (Finanzen, Soziales und Arbeit, Wohnen etc.) von der SPD geführt werden.
Die Bildung ging leider an die CDU. Mal sehen, was aus der Inklusion wird….
Im August hatten wir ein gutes Gespräch mit der Staatssekretärin Kathrin Anklam-Trapp in Vertretung der Ministerin Sabine-Bätzing-Lichtenthäler. Dazu hatten wir 3 Themen eingereicht.Abbildung 1: von li nach re: Anne Kleinschnieder, Kathrin Anklam-Trapp (Staatsrätin), Anette Glöckner, Markus Land. Foto: Franzisk a Staudt 

Die Situation der Pflegestützpunkte
Für einige der 135 (!) Pflegestützpunkte in Rheinland-Pfalz läuft die 10-Jahres-Garantie 2027 aus, was zu unsicheren Jobs und Personalverlusten bei den Trägern führt. 
Die Landesregierung hat aber die Pflegestützpunkte im Koalitionsvertrag verankert. Da die Krankenkassen auch beteiligt sind, muss leider die Entscheidung des Bundes abgewartet werden. Bis dahin will das Land eine Überbrückungsfinanzierung versuchen.
Stand des Budgets für Arbeit
Hier zeichnet sich eine erfreuliche Entwicklung ab.
Seit der Einführung – zunächst als Landesprogramm der damaligen Ministerin Malu Dreyer – ist die Zahl der Menschen mit Behinderungen, die durch dieses Programm auf den 1. Arbeitsmarkt kamen, stetig gestiegen. 2024 (letzter Stand) waren es 572 Menschen.
Rheinland-Pfalz wendete dafür rund 4.8 Mio. € auf.
Wir finden: Das ist vorbildlich.
Budget für Ausbildung
Dieses Programm ist noch ziemlich in den Anfängen.
Wir informierten darüber, dass wir bei der Bundeskonferenz die Erweiterung des berechtigten Personenkreises (Antrag aus Berlin) beschlossen haben. Unsere Anregung, ein eigenes Ergänzungsprogramm zu prüfen, blieb aber auf der Strecke.
Wir planen weitere Gespräche zum Thema Wohnen und Krankenhaus-Reform.
In ein paar Tagen gibt es hier seitens des Landesverbandes ein großes Treffen aller Arbeitsgemeinschaften in Rheinland-Pfalz als Zukunftskonferenz – erstmals seit über 10 Jahren. 
Wir werden berichten.


[bookmark: _Toc8]Bundessozialgericht (BSG) zum Merkzeichen „erhebliche Gehbehinderung“ (G)
Recherche: Henry Spradau
In einem Urteil von Juni 2026 hat das BSG festgestellt, dass im Schwerbehindertenrecht ein Anspruch auf die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen für das Merkzeichen G (erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr) bei starker Adipositas und weiteren Erkrankungen bestehen kann. 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde:
Bei dem Kläger liegt eine Adipositas per magna (Fettleibigkeit dritten Grades) in Verbindung mit Schmerzen, orthopädischen Beeinträchtigungen, Gelenkbeschwerden, Bluthochdruck, Herzrhythmusstörungen, Kniegelenksarthrose und Atemnot vor. Er ist 1,72 groß und wiegt 137 kg. Der Grad der Behinderung beträgt 50.
Das Versorgungsamt hatte die Feststellung des Merkzeichens G abgelehnt. Die erhobene Klage vor dem Sozialgericht (SG) war erfolgreich. Der dagegen erhobenen Berufung gab das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) statt. Das BSG hob jedoch das Urteil des LSG auf und wies die Berufung gegen das Urteil des SG zurück. 
Zur Begründung führte es u.a. aus, dass zwar kein Regelfall im Sinne der Versorgungsmedizin-Verordnung vorliege. Allerdings seien die Voraussetzungen für eine Gleichbehandlung hier zu bejahen. Denn die vorliegende Adipositas in Verbindung mit den übrigen Erkrankungen falle unter den Behinderungsbegriff des Schwerbehindertenrechts, weil der Kläger infolge der Adipositas und den Folge- und Begleitschäden sowie besonderen funktionellen Auswirkungen auch in seinem Gehvermögen eingeschränkt sei. Er könne mit Gehstütze oder Rollator nur noch eine Gehstrecke von 200 bis 300 Metern zurücklegen und sei daher erheblich in seiner Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr beeinträchtigt. 
Dies rechtfertige eine Gleichstellung mit einem Regelfall im Sinne der versorgungsmedizinischen Grundsätze. Dafür sei nicht entscheidend, auf welcher Behinderung die Einschränkung der Bewegungsfähigkeit im Einzelnen beruhe, sondern wie stark sich die gesundheitliche Gesamtsituation darauf im Alltag auswirke.
Urteil BSG vom 11.6.2026 -B 9 SB 1/25 R
Vorinstanzen:
Urteil SG Stade vom 18.4.2024 - S 2 SB 49/21
Urteil LSG Niedersachsen-Bremen vom 20.8.2025 - L 13 SB 31/24


[bookmark: _Toc9]Fatales Signal für Schulbegleiter in Hamburg zu kürzen
Text: Diana Hömmen, Benstrup
Die Kürzung der Schulbegleiter in Hamburg und der dazu geführten Petition zeigt, was im deutschen Schulsystem nicht funktioniert. In der MOPO-Ausgabe vom 3.Juli wird es genau auf den Punkt gebracht.
In Juni 2026 erschien vom Deutsches Institut für Menschenrechte die Studie der Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention Analyse Inklusive Bildung zwischen Wunsch und Wirklichkeit. Dieser Satz trifft genau: Deutschland ist als Vertragsstaat der UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet, ein inklusives Schulsystem zu verwirklichen sowie Diskriminierungen und Aussonderungen zu verhindern. Trotz rechtlicher und zahlreicher bildungspolitischer Reformen ist Deutschland von einer flächendeckenden inklusiven Schullandschaft, wie sie Artikel 24 UN-BRK vorschreibt, immer noch weit entfernt.
Das Beispiel, Pooling drei Kinder aus drei Klassen mit unterschiedlichem Bedarf zu betreuen ist schon abenteuerlich. Gibt der Lehrerschaft keine wirkliche Unterstützung. Aussicht der Schulgesundheitspflege muss eine Schulbegleitung eine Ausbildung erhalten, da Kinderpsychologie ein wichtiges Element ist. Ein großer Fehler ist es, FSJ-Kräfte einzusetzen, die von Pädagogik, geschweige denn Sonderpädagogik etwas verstehen. Dies ist ein abenteuerliches Unterfangen, hier wird Geld am falschen Ende gespart. Schulgesundheitspflege fordert gesetzliche Verankerung, dauerhafte Finanzierung und bundeseinheitliche Qualifikationsstandards. Schulgesundheitspflege als Mittelpunkt im Schulsystem (Koordinationsmittelpunkt) ist eine Investition in Kindergesundheit, Bildungserfolg sowie eine leistungsfähige und zukunftsfähige Gesellschaft.
Die Bildungssenatorin beteuert, die Reformpläne der Inklusion stehen nicht zur Debatte; da muss ich widersprechen.
Als Fachkraft für Schulgesundheitspflege setze ich mich seit 2017 gerade in Niedersachsen für deren Umsetzung ein. Schulgesundheitspflege ist der Kernpunkt einer inklusiven Schule und arbeitet eng in multiprofessionellen Teams mit Schulsozialarbeit, Schulpsychologie, Kinder- und Jugendgesundheitsdienst und weiteren Akteure zusammen. Den inneren Kernpunkt bilden Elternschaft, Lehrerschaft und Ärzteschaft. Schule wandelt sich von einem Ort des einen Lernens zu einem Lebensraum. In diesem sind neben Fragen des Lernens oder des sozialen Zusammenlebens selbstverständlich Themen wie Gesundheit und Krankheit relevant.


[bookmark: _Toc10]Jahresbericht 2025 der Bundesarbeitsgemeinschaft Inklusionsfirmen (bag if)
Recherche: Henry Spradau
Die BAG IF ist die Interessenvertretung der Inklusionsunternehmen in Deutschland. Gemeinsam mit den Landesarbeitsgemeinschaften bildet sie ein bundesweites Netzwerk von inklusiven Unternehmen und setzt sich für die Belange von Menschen mit schweren Behinderungen im Arbeitsleben ein.
Sie vertritt die Interessen von über 1.000 Inklusionsunternehmen und rund 30.000 Beschäftigten. Sie leistet Lobbyarbeit im politischen Raum und berät Unternehmen, Behörden und Leistungsträger in allen relevanten Fragen der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen. Auf diese Weise wird die inklusive Teilhabe in Deutschland nachhaltig geprägt. Die BAG IF unterstützt, stärkt und fördert ein soziales Unternehmertum, in dem wirtschaftliches Handeln durch soziales Verantwortungsbewusstsein geleitet wird. Näheres siehe unter www.bag-if.de
Inklusionsbetriebe/-firmen haben den besonderen sozialen Auftrag, Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen zu schaffen und inklusive und gleichberechtigte Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Der Anteil schwerbehinderter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter liegt in Inklusionsbetrieben zwischen 30 und 50 Prozent und ist damit sehr viel höher als in anderen Unternehmen. Sie bieten Arbeitsplätze mit tariflicher ortsüblicher Bezahlung an und ermöglichen den Einstieg in den allgemeinen Arbeitsmarkt.
Zu den Zielgruppen gehören Menschen mit Schwerbehinderung, deren Eingliederung in den sonstigen allgemeinen Arbeitsmarkt auf Schwierigkeiten stößt. Gründe dafür können die Art und Schwere der Behinderung sein sowie zusätzliche Umstände, wie z.B. Alter, Langzeitarbeitslosigkeit, mangelnde Qualifizierung.
Inklusionsbetriebe haben Anspruch auf finanzielle Hilfen wie Investitions- und Personalkostenzuschüsse. Beratung zur Förderung und Gründung von Inklusionsbetrieben leisten die auch Integrationsämter (www.integrationsaemter.de) und die Fachberatung für Arbeits- und Firmenprojekte, FAF gGmbH (www.faf-gmbh.de).
Rechtlich geregelt sind die Inklusionsbetriebe und ihre Fördermöglichkeiten im Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX).
Die BAG IF hat kürzlich ihren Jahres-Bericht 2025 herausgegeben, der unter folgenden Link aufrufbar ist: https://www.yumpu.com/de/document/read/71099529/bag-if-jahresbericht-2025/68
[bookmark: _Toc11]ADAC Test: Wie barrierefrei ist der Nahverkehr?
Ein Bericht des ADAC von Von Tanja Echter, 21.07.2026
Ein barrierefreier Nahverkehr erleichtert Millionen Menschen den Alltag: von Rollstuhlfahrenden über Eltern mit Kinderwagen bis hin zu älteren Fahrgästen. Ein ADAC Test zeigt, wo noch Verbesserungsbedarf besteht.
· Einstieg bleibt größte Barriere
· Haltestellen für Blinde oft schwer auffindbar
· Was den ÖPNV für alle besser macht
Der Bericht unter: https://www.adac.de/reise-freizeit/ratgeber/tests/test-barrierefreier-oepnv/
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Das LAG hat in einem Urteil von April 2026 festgestellt, dass der Arbeitgeber einen Arbeitsvertrag nicht deshalb anfechten kann, weil der Arbeitnehmer im Bewerbungsgespräch seine Schwerbehinderteneigenschaft nicht offenbart hat. 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde:
Eine schwerbehinderte Arbeitnehmerin (Grad der Behinderung 60) war seit 2021 bei dem Arbeitgeber beschäftigt. Das Arbeitsverhältnis endete letztlich durch ihre eigene Kündigung Ende Februar 2024. Vorher hatte der Arbeitgeber schon mehrere Kündigungen ohne Zustimmung des Integrationsamtes ausgesprochen. Außerdem hatte er den Arbeitsvertrag angefochten, weil die Arbeitnehmerin ihre Schwerbehinderung beim Einstellungsgespräch (ohne Nachfrage des Arbeitgebers) nicht angegeben hatte. Nach Zugang der Kündigung informierte die Arbeitnehmerin den Arbeitgeber über ihre Schwerbehinderung.
Den Klagen gab das Arbeitsgericht weitgehend statt, weil die Kündigung eines schwerbehinderten Arbeitnehmers ohne vorherige Zustimmung des Integrationsamts rechtsunwirksam ist (§ 168 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - SGB IX).
Der Arbeitgeber könne den Arbeitsvertrag nicht anfechten, weil keine Offenbarungspflicht bezüglich der Schwerbehinderteneigenschaft bestehe; dies gelte ebenso für die unzutreffende Beantwortung einer nicht zulässigen Frage.
Die Berufung des Arbeitgebers wies das LAG zurück.
Die Entscheidungen des Arbeitsgerichtes seien zutreffend. 
Es bestehe keine Verpflichtung, eine Schwerbehinderung ungefragt anzugeben. Auf eine unzulässige Frage darf unzutreffend geantwortet werden, ohne dass dies zu einer Anfechtung des Arbeitsvertrages berechtige. Eine Offenbarungspflicht bestehe nicht (§ 164 Abs. 2 SGB IX; §§ 1, 7 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz).
Urteil LAG Köln vom 16.4.2026 - 6 SLa 574/25
Vorinstanz: Urteil Arbeitsgericht Aachen vom 11. 7.2025 - 4 Ca 2741/23


[bookmark: _Toc13]Studie des Deutschen Instituts für Menschenrechte (DIMR) zur Inklusiven Bildung
Recherche: Henry Spradau
Das DIMR ist u.a. als Unabhängige Stelle mit dem Monitoring der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention betraut worden (Art. 33 Abs. 2 UN-BRK). Dazu gehören u.a. Information, Dokumentation und anwendungsorientierte Forschung. Das Institut wird vom Deutschen Bundestag finanziert. 
Das DIMR hat in einer Studie „Inklusive Bildung zwischen Wunsch und Wirklichkeit“ erstmals deutschlandweit rund 7.500 Eltern von Kindern mit Behinderungen zu ihren Erfahrungen mit der schulischen Bildung ihrer Kinder befragt. 
Zahlreiche bildungswissenschaftliche Studien zeigen: Inklusiver Unterricht bringt allen Schüler*innen Vorteile. Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf lernen an allgemeinen Schulen nachweislich mehr als an Förderschulen. Gleichzeitig bleibt der Lernfortschritt ihrer Mitschüler*innen ohne Förderbedarf unbeeinträchtigt.
Die Zahl der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf ist in den letzten Jahren gestiegen. 60 Prozent von ihnen finden sich in Förderschulen wieder. Dabei lehnen 82 Prozent der Eltern schulpflichtiger Kinder mit Behinderungen getrennten Unterricht ab, wie eine aktuelle Studie des Instituts zeigt. Zwischen den Bundesländern zeigen sich erhebliche Unterschiede. 
Die zentralen Ergebnisse sind in der Studie dargestellt. 
Die Textfassung ist unter folgendem Link aufrufbar:
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/inklusive-bildung-zwischen-wunsch-und-wirklichkeit
Es gibt auch eine Kurzübersicht:
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/schulische-inklusion-wirksam-umsetzen
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Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Inklusionsämter und Hilfen der Sozialen Entschädigung (BIH) e.V. hat kürzlich ihren Jahresbericht veröffentlicht. Er enthält eine detaillierte Übersicht über die Wahrnehmung der Aufgaben und die Verwendung der Mittel der Ausgleichsabgabe im Jahr 2024.
Inklusions-/Integrationsämter sind für vielfältige Aufgaben bei der Eingliederung schwerbehinderter Menschen in das Arbeitsleben nach dem Sozialgesetzbuch IX zuständig. Sie sind gleichermaßen für behinderte Menschen wie auch für Arbeitgebende und auch Dritte tätig. Zu ihren Aufgaben zählen u.a.
-finanzielle und persönliche Leistungen für schwerbehinderte Menschen und ihre Arbeitgeber
-besonderer Kündigungsschutz
-Informationen und Fortbildung für Vertrauensleute der schwerbehinderten Beschäftigten, Betriebs- und Personalräte und sonstige Personen 
-Öffentlichkeitsarbeit
-Erhebung und Verwendung der Ausgleichsabgabe
-Förderung von Integrationsfachdiensten und Inklusionsbetrieben 
-Arbeitsmarktprogramme
-Prävention und Betriebliches Eingliederungsmanagement 
Das bundesweite Aufkommen der Ausgleichsabgabe lag 2024 bei rund 893 Mio. Euro. Davon verblieben 82 % (733 Mio. Euro) bei den Inklusions-/Integrationsämtern, 18 Prozent werden an den Ausgleichsfonds beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales weitergeleitet. 
Die Ausgaben betrugen rund 755 Mio. Euro. Unter anderem erhielten davon Arbeitgebende 236 Mio. Euro, um Arbeitsplätze für schwerbehinderte Arbeitnehmende zu schaffen und zu sichern. Mit weiteren 146 Mio. Euro wurden 1.037 Inklusionsbetriebe und mit 138 Mio. Euro die Integrationsfachdienste gefördert.
9.900 schwerbehinderte Menschen erhielten Leistungen der Begleitenden Hilfe im Arbeitsleben in Höhe von 86 Mio. Euro beispielsweise für Arbeitshilfen, Qualifizierung, Mobilität oder Arbeitsassistenz.
Nähere Einzelheiten siehe unter folgendem Link: https://jahresberichte.bih.de/
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Der „Kurier“ wird automatisch an alle interessierten Mitglieder der SPD für die Arbeit der AG Selbst Aktiv gesendet und darf gerne auch an Nicht-Parteimitglieder weitergeleitet werden. 	
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